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CDU: Jugendtäter länger in Arrest
Die Justizminister der unionsregierten Länder haben sich auf eine drastische Verschärfung des Jugendstrafrechts geeinigt. Die SPD kündigte

Widerstand an. SPD-Chef Kurt Beck warnte angesichts der heftigen Kriminalitäts-Debatte vor einer „Spaltung der Gesellschaft“.

VON MICHAEL BRÖCKER

BERLIN Wenn es nach dem Willen der
unionsgeführten Länder geht, wird
es nun ernst für kriminelle Jugend-
liche. Die Justizminister haben auf
einem Sonderkongress in Berlin ei-
nen drastischen Forderungskata-
log aufgelegt, mit dem das Jugend-
strafrecht verschärft und junge
Straftäter härter zur Rechenschaft
gezogen werden können.

Zu den Maßnahmen gehören der
„Warnschuss-Arrest“ als Ergän-
zung zur Bewährungsstrafe, eine
Ausweitung der nachträglichen Si-
cherungsverwahrung bei beson-
ders gefährlichen Tätern, die He-
raufsetzung der Höchststrafe für
Jugendliche auf 15 Jahre und ein
Fahrverbot als Sondersanktion
auch außerhalb von Delikten im
Straßenverkehr. „Die SPD und ihre
Ministerin Zypries stehen bei die-
sem Thema seit mehr als vier Jahren
auf der Reformbremse“, heißt es in
der gemeinsamen Erklärung, der
sich überraschend auch FDP-Jus-
tizminister Ulrich Goll aus Baden-
Württemberg anschloss.

Eine Initiative im Bundesrat soll
nun folgen. Diese dürfte allerdings
auf Widerstand in Berlin stoßen.
Bundesjustizministerin Brigitte Zy-
pries (SPD) lehnte die Maßnahmen
umgehend ab und betonte, dass ein
gleichlautender Bundesratsantrag
schon im vergangenen Jahr an der
schwarz-roten Koalitionsregierung
gescheitert sei. „Mit den Stimmen
der CDU-Minister im Bundeskabi-
nett“, so Zypries.

Um eine sachliche Auseinander-
setzung geht es den Koalitions-Par-
teien wenige Wochen vor den Land-
tagswahlen in Hessen und Nieder-
sachsen offenbar nicht mehr. Ges-
tern griff SPD-Fraktionschef Peter
Struck Kanzlerin Angela Merkel
(CDU) scharf an. Es sei „erschre-
ckend“, dass sich die Kanzlerin und
CDU-Vorsitzende den Parolen des
hessischen Ministerpräsidenten
Roland Koch (CDU) anschließe.
SPD-Innenexperte Dieter Wiefel-
spütz nannte das Verhalten von
Koch, der mit drastischen Forde-
rungen die Debatte vor einigen Wo-
chen ausgelöst hatte, „schamlos
und unverfroren“. Der SPD-Partei-
vorsitzende Kurt Beck warnte ange-
sichts der Heftigkeit des Streits vor
einer Spaltung der Gesellschaft und
einer Diskreditierung der ausländi-
schen Jugendlichen. Der CSU-Vor-
sitzende Erwin Huber entgegnete,
dass die SPD „blind gegenüber den
Aufgaben der Politik“ sei und for-
derte die Sozialdemokraten auf, die
„Kampagne“ gegen CDU, CSU und
die Bundeskanzlerin aufzugeben.

Im Zentrum der Kritik bleibt Hes-
sens Ministerpräsident Roland
Koch. Nachdem der Zentralrat der
Juden vor wenigen Tagen die Wahl-
kampf-Rhetorik von Koch in die
Nähe der rechtsextremen NPD
stellte, kam gestern auch Wider-
spruch von der Polizeigewerk-
schaft. „Die Vorschläge von Roland

Koch sind total unseriös und verlo-
gen.“ sagte der Vorsitzende der Ge-
werkschaft der Polizei (GdP), Kon-
rad Freiberg. „Man muss immer an-
fangen bei den Ursachen, das ist
Bildung, Integration, Ausbildung.
Das Zweite ist dann das Entde-
ckungsrisiko; das ist die Polizei, die
effizient sein muss. Und als Drittes
kommt, dass die Strafe auf dem
Fuße folgt. Das ist der entscheiden-
de Punkt bei allem.“

Beschleunigte Strafverfahren
sieht auch die SPD als ideale Maß-
nahme, um jugendliche Straftäter
zur Rechenschaft zu ziehen. „Wir
haben kein Gesetzesdefizit, son-
dern ein Vollzugsdefizit“, sagte der
parlamentarische Geschäftsführer
der SPD-Bundestagsfraktion, Tho-
mas Oppermann. „Die Strafe muss
auf dem Fuße folgen.“ Süffisant
verweisen die Genossen auf die Bi-
lanz  Kochs in seinem Bundesland.
So würden die Gerichtsverfahren
vor den Großen Jugendkammern in
Hessen im Schnitt acht Monate und
damit bundesweit am längsten
dauern, zitieren die SPD-Wahl-
kämpfer das Bundesamt für Statis-
tik.

Jugend-Gang in Berlin-Kreuzberg: Solche Gruppen können für Jugendliche zur Ersatzfamilie mit eisernen Regeln werden. FOTO: YAVUS ARSLAND/ DAS FOTOARCHIV

BERLIN Der Migrationsforscher
Klaus J. Bade, der an der Universität
Osnabrück lehrt, warnt, dass es in
Deutschland mit ausländischen Ju-
gendlichen ähnlich dramatische
Entwicklungen geben könnte wie in
Frankreich. Mit ihm sprach unser
Redakteur Stefan Reker.

Hat die Gewaltkriminalität von Ju-
gendlichen mit Zuwanderung zu tun?
Bade Die polizeiliche Kriminalsta-
tistik gibt keinen Hinweis darauf,
dass Ausländer gewalttätiger sind
als Deutsche. Es gibt aber bestimm-
te Milieus, ausländische wie deut-
sche, die zur Gewalt neigen, und
nur dort eskaliert die Gewalt. Sehr
unterschiedlich ist die öffentliche
Einschätzung: Bei gewalttätigen
Ausschreitungen von Deutschen
gegen Ausländer wird in aller Regel
ein „ausländerfeindlicher Hinter-
grund“ dementiert. Bei Übergrif-
fen von Ausländern auf Deutsche
steht sofort die ausländische
Staatsangehörigkeit der Täter im
Vordergrund.

Wird das Thema also aufgebauscht?
Bade Ein seriöser Blick in die Statisti-
ken zeigt: Die Jugendgewalt insge-
samt geht seit Jahren stetig zurück.
Gewaltkriminelle Mehrfachtäter
sind eine sehr kleine, aber im Blick
auf ihre physisch und psychisch oft
schwer verletzten Opfer verheeren-
de Minderheit, die vollkommen
ausgerastet ist und bei der sich die
Probleme potenzieren. Dieses Mi-
lieu ist meist sehr genau lokalisier-
bar bei kaputten Elternhäusern, in

denen asoziales Verhalten herrscht
und rundum geprügelt wird, wo die
Eltern schon aus dem sozialen Ras-
ter gefallen sind und die Kinder dies
umso mehr tun.

Wie soll der Staat mit solchen Ge-
walttätern umgehen?
Bade Wichtig ist, dass die Jugendli-
chen rasch und hart bestraft wer-
den, damit sie die Folgen ihrer Ta-
ten sofort spüren. Auch Altersfra-
gen müssen schärfer gewichtet
werden: Das eher für den Sonderfall
gedachte, aber fast durchweg ange-
wandte milde Jugendstrafrecht für
18-21 Jahre alte Schläger ist ein
Treppenwitz. Ich warne aber vor ei-
ner Hysterisierung mit dem fal-
schen Vokabular: Wenn man die
Täter als harte, gefährliche Typen
darstellt, macht sie das nur zu Hel-
den in ihrem geistigen Wild-West-
Milieu.

Was soll stattdessen geschehen?
Bade Die Reaktion muss sein: Wer
schlägt, ist nicht stark, sondern
schwach und psychisch gestört. Er
gehört nicht in einen seine Opfer
verhöhnenden und oft weiter be-
drohenden Freilauf unter Bewäh-
rung. Er gehört zur Beobachtung in
die Psychiatrie. Das wäre eine so-
ziale Ächtung im Milieu. Auch die
Strafen sollten ächtend wirken.
Haftstrafen auf Bewährung führen
nur zu einem Achtungsgewinn in
diesem Milieu. Eine sozial ächten-
de Strafe, die an der Macho-Männ-
lichkeit zehrt, wäre z.B. ein halbes
Jahr Führerschein-Entzug.

Sie warnen vor einer wachsenden Em-
pörung der Kinder von Zuwanderern.
Bade Bei uns wächst eine zuneh-
mende Zahl von Jugendlichen der
dritten Einwanderergeneration
nach wie vor als Ausländer heran,
obwohl schon ihre Eltern in
Deutschland geboren wurden. Das
ist ein Armutszeugnis für ein Ein-
wanderungsland. In 20, 30 Jahren
werden in Deutschland insgesamt
30 bis 40 Prozent Menschen mit Mi-
grationshintergrund leben. Wenn
ein wachsender Teil davon Auslän-
der bleibt, steht das kein Staat auf
die Dauer durch. Ohnehin werden
wir die Empörung der zweiten und
dritten Ausländergeneration schon
sehr bald noch sehr viel deutlicher
zu spüren bekommen.

Wie wird sich das äußern?
Bade Es ist absehbar, dass Men-
schen, die schon lange im Lande le-
ben, immer weniger verstehen,
dass sie ständig benachteiligt wer-
den: in den Schulen, wo sie oft trotz
gleicher Begabung keine Empfeh-
lung zum Gymnasium bekommen;
in der Ausbildung und auf dem Ar-
beitsmarkt, wo sie nachweislich
schlechtere Chancen haben und
auch bei gleicher Leistung gegen-
über Deutschen benachteiligt wer-
den. Wenn die jungen Leute sich
nicht über gleichberechtigte Teil-
habe integrieren können, wird bei
ihnen irgendwann die stille Wut da-
rüber offen ausbrechen. Die Unru-
hen in Frankreich wurden in deut-
schen Innenministerien nicht ohne
Grund so besorgt beobachtet.

Die Wut der dritten Generation
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Die Mehrheit der Bundesbürger,
55 Prozent, glaubt nicht, dass sich
strengere Gesetze auf die Zahl der
Straftaten durch Jugendliche aus-
wirken würden. Das ergab eine
Emnid-Umfrage. 58 Prozent sind
der Umfrage zufolge der Ansicht,
dass die CDU das Thema Jugend-
kriminalität aus strategischem
Kalkül angepackt habe.

Bürger sind skeptisch
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Ausbildung: Zweite Chance
für „Altbewerber“
BERLIN (avg) Die Bundesregierung will
bis 2010 rund 100 000 so genannten Alt-
bewerbern zu einem Ausbildungsplatz
verhelfen. Dazu stellt der Bund 350 Mil-
lionen Euro zur Verfügung, beschloss
das Bundeskabinett. Firmen sollen bis zu
6000 Euro pro Lehrling erhalten, wenn
sie jungen Menschen, die sich bislang
vergeblich um eine Lehrstelle bemüht
haben, eine zweite Chance geben. Wei-
tere 150 Millionen Euro stellt der Bund
im Rahmen einer „Qualifizierungs-Of-
fensive“ für die bessere Ausbildung von
Fachkräften und die Verringerung der
Zahl der Schulabbrecher bereit.

FDP will Gewerbesteuer
abschaffen
BERLIN (brö) Die FDP will die Finanzkraft
der Kommunen durch ein neues Steuer-
modell stärken. „Die Kommunen brau-
chen eine solide finanzielle Basis, die die
Planbarkeit kommunaler Ausgaben er-
möglicht. Die Gewerbesteuer trägt die-
sem Ziel nicht Rechnung“, sagte Gisela
Piltz, kommunalpolitische Sprecherin
der FDP-Bundestagsfraktion. Statt der
Gewerbesteuer sollten die Kommunen
ein Hebesatzrecht auf die Einkommen-
und Körperschaftsteuer erhalten und
mit zwölf Prozentpunkten am Umsatz-
steueraufkommen beteiligt werden.

Helmut Schmidt: Wehner
streichelte einem die Hand

HAMBURG (RP) Der als bärbeißig be-
kannte frühere SPD-Fraktionschef Her-
bert Wehner hatte nach Erinnerung von
Ex-Bundeskanzler und Zeit-Herausgeber
Helmut Schmidt eine ungewöhnliche
Methode der Entschuldigung nach sei-
nen gefürchteten Wutausbrüchen: „Ich
kann mich erinnern, dass er einem
manchmal die Hand streichelte. Das war
seine Geste der Wiedergutmachung“,
sagt Schmidt der Zeit. Wehner, Schmidt
und der SPD-Vorsitzende Willy Brandt
wurden als Troika bezeichnet und gelten
als eines der erfolgreichsten Personal-
gespanne der SPD.
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Hinter Sonnenblumen: Renate Künast
und Fritz Kuhn in Wörlitz. FOTO: AP

Merkel-Biograph: Sie will
„Schwarz-Grün“

VON REINHOLD MICHELS

DÜSSELDORF Für den Bonner Politik-
wissenschaftler Gerd Langguth
wäre eine schwarz-grüne Regie-
rung nach der Hamburg-Wahl am
24. Februar ein ideales Pilotprojekt
für eine Bundesregierung von
CDU/CSU, FDP und Grünen („Ja-
maika-Koalition“) ab 2009. Der
Merkel-Biograph Langguth sagte
im Gespräch mit unserer Zeitung
zur Diskussion über eine erste
schwarz-grüne Landesregierung
im Stadtstaat Hamburg: „Angela
Merkel und der Hamburger CDU-
Spitzenkandidat und Erste Bürger-
meister Ole von Beust werden alles
auf ’Schwarz-Grün’ setzen, wenn es
nach dem 24. Februar zum gemein-
samen Regieren reicht.“

„Schwarz-Grün“ würde zwar im
traditionellen Teil der CDU Grum-
meln auslösen und den Verdacht
verstärken, dass die Ostdeutsche
Merkel eben keine Ur-Christdemo-
kratin sei, aber: „Diesem Verdacht
bleibt sie in ihrer Partei sowieso
ausgesetzt.“ Für den Politikfach-
mann würde „Schwarz-Grün“ so-
wohl Union als auch Grünen nüt-
zen. Letztere könnten sich aus der

„babylonischen Gefangenschaft“
zur SPD lösen und wieder im Bund
und in Ländern mitregieren: „Dass
sie das derzeit nur im kleinsten
Land Bremen tun, merkt außerhalb
Bremens kaum jemand. Auch den
Grünen gehe es letztlich um politi-
sche Macht, sie wüssten, dass sie
auf Regierungsbeteiligung ange-
wiesen sind.

„Schwarz-Grün“ werde auch des-
halb realistischer, weil es auf Stadt-
ebene, etwa in Frankfurt am Main,
funktionierende Bündnisse gebe
und weil die Grünen immer bürger-
licher würden, mehrheitlich keine
Bürgerschrecks mehr seien: „Na-
türlich gibt es bei ihnen noch Höhn,
Trittin oder Claudia Roth, die eher
für einen Links-Kurs stehen, aber
da wird sich in den nächsten Jahren
zwangsläufig etwas verändern:
„Claudia Roth ist schließlich nicht
die einzige, die die Grünen reprä-
sentiert, da gibt es zahlreiche Ver-
treter, die intelligent und vernünf-
tig argumentieren.“ Im Übrigen, so
Langguth, zeige die ablehnende
Haltung der Grünen zur embryona-
len Stammzellforschung, dass sie
auf dem Sektor konservativer seien
als die CDU-Vorsitzende Merkel.

Aufstand der Jungen
gegen Grünen-Spitze

VON STEFANIE WINKELNKEMPER

WÖRLITZ Eine Gruppe junger Grüner
begehrt gegen die Partei- und Frak-
tionsspitze auf. Ihr Anführer ist der
finanzpolitische Sprecher der Bun-
destagsfraktion, Gerhard Schick
(35). Er legte gestern zum Auftakt
der Neujahrsklausurtagung im
sachsen-anhaltischen Wörlitz ein
Positionspapier vor. Darin fordert
die Gruppe mehr Wagemut, mehr
Profilierung und Spitzen-Grüne
„mit klar wahrnehmbaren Positio-
nen“. Es klingt durch, dass den Au-
toren die derzeitige Besetzung um
Kuhn, Künast, Bütikofer, Roth und
Trittin etwas blass erscheint. Das
Papier der Jungen war die Überra-
schung bei der Klaustagung der
51-köpfigen Bundestagsfraktion
der Grünen in Wörlitz.

Renate Künast reagierte auf den
Weckruf forsch: „Nur zu! Debatten
sind erwünscht.“ Gegenüber unse-
rer Zeitung sagte Schick: „Die Füh-
rung hat in den letzten Debatten
kein Profil gewonnen.“ Bislang ist
offen, wie die Grünen in die Bun-
destagswahl 2009 gehen. Zur De-
batte steht eine Urabstimmung der
Parteibasis über die Spitzenkandi-

daten oder ein Entscheid beim
Bundesparteitag. Die jungen Auf-
müpfigen wollen stattdessen, dass
Leitprojekte entwickelt werden
– mit Personen, die dafür stehen.

Für 2008 einigten sich die Abge-
ordneten auf die Arbeitsschwer-
punkte Klimaschutz, Verbraucher-
und Bürgerrechte, soziale Grundsi-
cherung, Politik für Kinder sowie
eine gerechte Globalisierung. Zur
Finanzierung ihrer Sozialpolitik
forderten sie eine höhere Einkom-
mensteuer für Gutverdiener. Gegen
die Vorratsdatenspeicherung kün-
digten sie eine Verfassungsklage an.
Wichtigstes Ziel für 2009: als dritt-
stärkste Kraft in den Bundestag ein-
zuziehen.

Regierung lockert
Schutz vor Investoren
aus dem Ausland
BERLIN (rtr) Die Bundesregierung lockert
ihren Gesetzentwurf zum Schutz deut-
scher Unternehmen vor unerwünschten
ausländischen Firmenkäufern. Investo-
ren mit Sitz in der Europäischen Union
sollen von der geplanten Regel im Au-
ßenwirtschaftsgesetz ausgenommen
werden, berichtet die „Frankfurter All-
gemeine Zeitung“ unter Berufung auf
Regierungskreise. Vorgesehen ist, dass
die Regierung ausländischen Investoren
die Beteiligung an deutschen Unterneh-
men von mehr als 25 Prozent des Kapi-
tals untersagen kann. Die Ressortab-
stimmung innerhalb der Bundesregie-
rung sei weitgehend abgeschlossen, be-
richtete die Zeitung weiter. Allerdings
sollen die in der Frage meist kritischen
Wirtschaftsverbände noch einmal ange-
hört werden.

„Spickmich“: Lehrerin
zieht Klage zurück
KÖLN (RP) Wenige Stunden vor Prozess-
beginn um das Internet-Portal „Spick-
mich“ hat eine von zwei Lehrerinnen
ihre Klage zurückgezogen. Die Lehrerin
hatte ihre Benotung durch Schüler auf
dem Internet-Portal verhindern wollen.
Nun werde sich das Landgericht ledig-
lich mit dem Hauptsacheverfahren einer
Gymnasiallehrerin befassen, die sich
durch ihre Benotung auf „Spickmich“
verunglimpft sieht. Ihre Rechtsanwalts-
kanzlei erklärte, es werde eine Grund-
satzentscheidung beim Bundesgerichts-
hof oder beim Bundesverfassungsge-
richt angestrebt.

Gebühr zur Finanzierung
von Wachleuten im ÖPNV?
OSNABRÜCK (ap) Der hessische Innenmi-
nister Volker Bouffier (CDU) hat eine Si-
cherheitsgebühr für Fahrgäste im öf-
fentlichen Nahverkehr angeregt. Wenn
die Verkehrsbetriebe eine ausreichende
Zahl von Wachleuten in Bussen und Bah-
nen allein nicht finanzieren könnten,
„ließe sich auch ein kleiner Sicherheits-
Zuschlag von den Fahrgästen erheben“,
sagte der Koordinator der Unions-Innen-
ressorts der „Neuen Osnabrücker Zei-
tung“.

NRW: SPD und Grüne rufen
Verfassungsgerichtshof an
DÜSSELDORF (hüw) SPD und Grüne hal-
ten das Polizei- und das Verfassungs-
schutzgesetz für verfassungswidrig und
haben daher den NRW-Verfassungsge-
richtshof angerufen. Beide Gesetze
schützten nicht ausreichend die Privat-
sphäre der Bürger, sagten Monika Düker
(Grüne) und Karsten Rudolph (SPD). Das
Bundesverfassungsgericht befasst sich
bereits mit einer Klage von Gerhart
Baum (FDP) gegen das Verfassungs-
schutzgesetz. Dabei geht es vor allem
um das Ausspähen privater Computer.
Innenminister Ingo Wolf (FDP) hielt der
SPD vor, sie selbst habe seinerzeit die
Wohnraumüberwachung beschlossen.

Recht auf Satellitenschüssel
aus religiösen Gründen
MÜNCHEN (kna) Hauseigentümer müs-
sen hinnehmen, dass ein Mitbewohner
aus religiösen Gründen eine Satelliten-
schüssel anbringt. Das Münchner Ober-
landesgericht gab einer türkischen Fa-
milie Recht, die der islamischen Religi-
onsgemeinschaft der Aleviten angehört.
Zuvor hatte die Eigentümerversamm-
lung ihr verweigert, eine Parabol-Anten-
ne anzubringen. Das OLG entschied,
dass das Recht auf Informations- und Re-
ligionsfreiheit die Rechte der Miteigen-
tümer überwiege.
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